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BUNDESGERICHTSHOF 
 

BESCHLUSS 
V ZR 39/23 

vom 

25. Oktober 2023 

in dem Rechtsstreit 
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Der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 25. Oktober 2023 durch die 

Vorsitzende Richterin Dr. Brückner, den Richter Dr. Göbel und die Richterinnen 

Haberkamp, Laube und Dr. Grau 

 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in dem 

Urteil des Landgerichts Berlin - Zivilkammer 85 - vom 2. Februar 

2023 wird zurückgewiesen. 

 

Die Beklagte trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens 

einschließlich etwaiger Kosten der Streithelferin der Klägerin (§ 97 

Abs. 1, § 101 Abs. 1 ZPO). 

 

Der Gegenstandswert des Beschwerdeverfahrens beträgt bis 

2.000 €. 

 

 

Gründe: 

I. 

Das Amtsgericht hat die Beklagte verurteilt, an die klagende Gemeinschaft 

der Wohnungseigentümer (GdWE) 1.096,47 € nebst Zinsen zu zahlen; die Fest-

stellungswiderklage hat es abgewiesen. In dem Termin vor dem Amtsgericht war 

die Beklagte durch einen Rechtsanwalt vertreten worden. Das Urteil ist laut Post-

zustellungsurkunde der Beklagten persönlich am 6. August 2020 durch Niederle-

gung in einen zu dem Geschäftsraum gehörenden Briefkasten zugestellt worden. 
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Die Beklagte hat mit am 7. September 2020, einem Montag, eingegangenem 

Schriftsatz Berufung eingelegt. Mit Schriftsatz vom 7. Oktober 2020 (Mittwoch) 

hat sie beantragt, die Berufungsbegründungsfrist um einen Monat bis zum 9. No-

vember 2020 (Montag) zu verlängern. Die Vorsitzende des Berufungssenats hat 

die Berufungsbegründungsfrist bis zum 6. November 2020 (Freitag) verlängert. 

Die Berufungsbegründungsschrift ist am 7. November 2020 bei dem Gericht ein-

gegangen. Das Landgericht hat die Berufung der Beklagten nach Beweisauf-

nahme durch Urteil als unzulässig verworfen. Mit der Nichtzulassungsbe-

schwerde will die Beklagte eine Entscheidung in der Sache herbeiführen. 

 

II. 

Das Berufungsgericht hält die Berufung für unzulässig, weil sie nicht frist-

gerecht begründet worden sei. Die Berufungsbegründungsfrist sei bis zum 6. No-

vember 2020 verlängert worden. Die Beklagte habe keinen Anspruch auf Verlän-

gerung der Berufungsbegründungsfrist bis zum 9. November 2020 gehabt, weil 

ihr das erstinstanzliche Urteil bereits am 6. August 2020 zugestellt worden sei. 

Die Zustellung sei wirksam. Sie habe nicht an den Prozessbevollmächtigten der 

Beklagten erfolgen müssen. Die in dem Termin vor dem Amtsgericht vorgelegte 

Vollmacht sei auf die Terminsvertretung beschränkt gewesen und habe Zustel-

lungen nicht erfasst. Die Postzustellungsurkunde erbringe den Beweis dafür, 

dass die Voraussetzungen für die Zustellung durch Niederlegung vorgelegen hät-

ten und der Zusteller den Umschlag mit dem Urteil in den richtigen Briefkasten 

gelegt habe. Die Beklagte habe den Gegenbeweis nicht geführt. Die Beweisauf-

nahme habe insoweit ein „non liquet“ ergeben. Wiedereinsetzung in den vorigen 

Stand gegen die Versäumung der Berufungsbegründungsfrist könne der Beklag-

ten nicht gewährt werden. 
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III. 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist zulässig. Insbesondere ist das Errei-

chen einer Wertgrenze nicht erforderlich, da die Berufung als unzulässig verwor-

fen worden ist (§ 544 Abs. 2 Nr. 2 ZPO). Das Rechtsmittel hat jedoch in der Sache 

keinen Erfolg. Der allein geltend gemachte Zulassungsgrund der Sicherung einer 

einheitlichen Rechtsprechung (§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 ZPO) ist nicht gegeben. 

Entgegen der Rüge der Nichtzulassungsbeschwerde beruht die Verwerfung der 

Berufung als unzulässig nicht auf einer Verletzung des Anspruchs der Beklagten 

auf rechtliches Gehör (Art. 103 Abs. 1 GG).  

1. Rechtsfehlerfrei nimmt das Berufungsgericht an, dass die Beklagte die 

Berufung nicht innerhalb der verlängerten Berufungsbegründungsfrist begründet 

hat (§ 520 Abs. 2 Satz 3 ZPO). Ohne Erfolg rügt die Nichtzulassungsbeschwerde, 

das Berufungsgericht habe den Anspruch der Beklagten auf rechtliches Gehör 

verletzt, indem es die Zustellung des erstinstanzlichen Urteils an die Beklagte 

persönlich als zulässig angesehen und den angebotenen Sachverständigenbe-

weis zum Vorliegen eines Zustellmangels nicht erhoben habe (Art. 103 Abs. 1 

GG). Die Rüge ist unbeachtlich, weil es auf den Beginn der verlängerten Beru-

fungsbegründungsfrist nicht ankommt. 

a) Für den Umfang einer gerichtlichen Fristverlängerung ist der objektive 

Inhalt der Mitteilung maßgeblich, die an die die Fristverlängerung beantragende 

Partei gerichtet ist; auf diesen kann sich der Prozessbevollmächtigte des Antrag-

stellers grundsätzlich verlassen (vgl. Senat, Beschluss vom 21. Januar 1999 

- V ZB 31/98, MDR 1999, 561 mwN; Beschluss vom 1. Juni 2017 - V ZB 106/16, 

NJW-RR 2017, 1145 Rn. 11; BGH, Beschluss vom 30. April 2008 - III ZB 85/07, 

NJW-RR 2008, 1162 Rn. 2). Hat das Berufungsgericht die Begründungsfrist bis 

zu einem konkret bezeichneten Tag verlängert, kommt es auf den Beginn der 
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verlängerten Frist nicht an, weil das Ende der Frist konkret feststeht (vgl. BGH, 

Beschluss vom 15. August 2007 - XII ZB 82/07, NJW-RR 2008, 76 Rn. 8). Ver-

längert der Vorsitzende die Berufungsbegründungsfrist für eine kürzere Zeit als 

beantragt, liegt darin in aller Regel zugleich die (stillschweigende) Ablehnung des 

weitergehenden Antrags (vgl. BGH, Beschluss vom 8. April 2015 - VII ZB 62/14, 

NJW 2015, 1966 Rn. 12; Beschluss vom 26. November 2019 - VIII ZA 4/19, NJW-

RR 2020, 313 Rn. 19). Die gerichtliche Verlängerungsverfügung ist maßgeblich 

und die Berufung innerhalb der verlängerten Frist zu begründen.  

b) Hier ist die Fristverlängerung durch das Berufungsgericht nach ihrem 

objektiven Inhalt eindeutig. Die Vorsitzende des Berufungssenats hat die Frist zur 

Begründung der Berufung nur bis zum 6. November 2020 verlängert. Die Be-

klagte hat die gerichtliche Frist nicht gewahrt. Auf die Frage, ob das Berufungs-

gericht die Begründungsfrist nach § 520 Abs. 2 Satz 3 ZPO bis zum 9. November 

2020 - wie beantragt - hätte verlängern müssen, so dass die Berufungsbegrün-

dung dann rechtzeitig eingegangen wäre, kommt es nicht an. Deshalb ist es für 

die Wahrung der verlängerten Berufungsbegründungsfrist ohne Bedeutung, ob 

das erstinstanzliche Urteil der Beklagten am 6. August 2020 wirksam zugestellt 

worden ist; der von dem Berufungsgericht dazu durchgeführten Beweisaufnahme 

bedurfte es nicht. Der Zeitpunkt der Zustellung des Urteils war nur für die Frage 

relevant, ob die Fristverlängerung rechtzeitig beantragt worden ist. Ob die Frist 

wirksam verlängert worden ist, obwohl der darauf gerichtete Antrag erst am 

7. Oktober 2020 gestellt worden ist, bedarf keiner Entscheidung, weil jedenfalls 

die verlängerte Frist nicht eingehalten ist.  
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2. Von einer weiteren Begründung wird abgesehen (§ 544 Abs. 6 Satz 2 

ZPO). 

 

Brückner  Göbel  Haberkamp 

 Laube  Grau 

Vorinstanzen: 

AG Charlottenburg, Entscheidung vom 29.07.2020 - 75 C 8/20 -  
LG Berlin, Entscheidung vom 02.02.2023 - 85 S 37/20 WEG -  
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